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Gießen. »Demokratie ist die einzige Staatsform, die immer wieder neu erstritten, erlernt und
weiterentwickelt werden muss.« In der Vortragsreihe »Fachdidaktiken im Spiegel lebenslangen Lernens«
war jüngst Politikwissenschaftlerin Prof. Sophie Schmitt zu Gast und sprach über den Zustand und die
Gefährdung der Demokratie angesichts multipler Krisenphänomene. Dabei ging die Expertin vor allem auf
die Rolle und Möglichkeiten der Demokratiebildung an Bildungseinrichtungen ein.

Weltweit sind autokratische Systeme auf dem Vormarsch - auch in Deutschland sind klare Tendenzen zu
erkennen. »Vielerorts gibt es einen Rückbau von demokratischen Grundrechten. Erstmals seit 2004 sind
unter den 137 untersuchten Ländern mehr autokratische Staaten (70) zu finden als demokratische
Staatsformen«, so die Hochschullehrerin des Instituts für Politikwissenschaften an der Justus-Liebig-
Universität. »Der Klimawandel, geopolitische Spannungen, soziale Ungleichheit, Verarmung - alles

In Artikel 20 des Grundgesetzes ist das Demokratieprinzip verankert: »Demokratische Werte
sollten stärker vorgelebt werden, um das Risiko von Radikalisierung zu minimieren«, fordert die
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Die Politikwissenschaftlerin Prof. Sophie Schmitt von der JLU Gießen zeigt im Mathematikum Wege auf,
wie die Demokratie aus der Defensive kommen kann.
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existenzielle Herausforderungen der modernen Gesellschaft, die dafür sorgen, dass wir uns in einer
dauerhaften Polykrise befinden. Es herrschen multiple Krisen, die sich gegenseitig verstärken«, fasste es
Schmitt zusammen und verglich die momentane Situation mit dem bekannten Geschicklichkeitsspiel
»Mikado«. »Das wirkt alles sehr komplex und undurchsichtig. Was passiert, wenn ich dieses oder jenes
Stöckchen rausziehe? Was hat das für Folgen?«

So sei die Antwort auf die Komplexität von Krisen nie eine einfache - außer durch »Verharmlosung,
Feindbildkonstruktion oder Leugnung«. Zum Teil mit Erfolg, was die letzten Wahlergebnisse rechter
Parteien innerhalb Deutschlands und Europas verdeutlichen. »Rechte Akteure mobilisieren Krisen,
Ängste sowie Erfahrungen und überführen diese in komplexitätsreduzierende Deutungsangebote. Sie
übernehmen eine Vereinfachungs- und Entlastungsfunktion«, erläuterte Schmitt. Das sei vor allem für
junge Erwachsene interessant - aus mehreren Gründen. »Parteien wie die AfD bieten dadurch
Orientierungspunkte, etwa was die Geschlechterverhältnisse angeht. Es werden authentische
Rollenmodelle angeboten, die komplexe Probleme vereinfachen.« Das trage einerseits zur Entlastung der
jungen Menschen bei, führe aber andererseits auch zu einer Aufwertung. »Vor allem abgehängte
Jugendliche haben mithilfe marginalisierter Männlichkeit das Gefühl, Teil der Dominanzgesellschaft zu
sein.«

Dass die Demokratiebildung in der Defensive sei, liege nicht nur an den Kampagnen rechter Parteien, die
für eine Radikalisierung der Bevölkerung und eine Neutralisierung der Demokratie sorgen, sondern auch
an falschen Gewichtungen. »Es ist wichtig, die Demokratie von innen zu stärken, Präventionsarbeit zu
leisten.« Doch Prävention bedeute auch immer ein Stück weit Verhinderung. Bildung hingegen bewirke
Ermöglichung - genau dort gelte es anzusetzen. »Wir müssen Bildungsinstitutionen wieder zu einem
Lernort der Demokratie entwickeln«, forderte Sophie Schmitt. Momentan stelle die politische Bildung an
Schulen eine »Randnotiz« dar - ein Fehler, der dringend behoben werden müsse. »Es geht darum,
aktuelle Krisen in den Mittelpunkt zu rücken, die Schlüsselprobleme verstehbar zu machen und sich mit
politischen Fragen auseinanderzusetzen.« Denn laut einer Shell-Studie von 2024 dominieren bei
Jugendlichen in Krisenzeiten die Sorgen vor einem Krieg in Europa, die Angst vor Armut oder die
wachsende Feindseligkeit unter den Menschen.

Neben einem offenen Diskussionsklima an Schulen sollen die Schüler mehr Anerkennung und
Wertschätzung erfahren und die Qualität der Beziehung zwischen Lehrenden und Lernenden verbessert
werden. »Demokratische Werte sollten stärker vorgelebt werden, um das Risiko einer Radikalisierung zu
minimieren. Das oberste Bildungsziel sollte es immer sein, den jungen Menschen Mündigkeit,
Selbstbestimmung, Solidarität und Orientierung zu vermitteln. Nur so können gemeinsame zukünftige
demokratische Ziele formuliert und erreicht werden«, so die Politikwissenschaftlerin.

Die Vortragsreihe »Fachdidaktiken im Spiegel lebenslangen Lernens« ist eine Kooperation zwischen der
JLU und dem Hessencampus Mittelhessen. Ziel ist es, die gemeinschaftliche, einrichtungsübergreifende
Weiterbildung der Lehrkräfte, wechselseitiges Verständnis für spezifische Herausforderungen und die
gemeinsame Orientierung an aktueller Forschung in der pädagogischen Praxis zu fördern.
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